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Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Geschäftsfreunde zu 
verteilen. Für den Abzug dieser Aufwendungen als Betriebsaus-
gaben sind die nachfolgenden Punkte von großer Bedeutung:
n Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem Wert 

von 35 € netto pro Jahr und pro Empfänger abzugsfähig.
n Die nichtabziehbare Vorsteuer (z.  B. bei Versicherungsver-

tretern, Ärzten) ist in die Ermittlung der Wertgrenze einzu-
beziehen. In diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive 
Umsatzsteuer) nicht mehr als 35 € betragen.

n Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vorhanden sein. 
Der Schenker muss auf dieser den Namen des Empfängers 
vermerken. Bei Rechnungen mit vielen Positionen sollte eine 
gesonderte Geschenkeliste mit den Empfängernamen sowie 
der Art und der Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden.

n Schließlich müssen die Aufwendungen auf ein separates 
Konto, z. B. „Geschenke an Geschäftsfreunde“, getrennt von 
allen anderen Betriebsausgaben, gebucht werden.

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro Person 
und pro Wirtschaftsjahr den Betrag von 35 € oder werden die 
formellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind die Geschenke 
an diese Personen insgesamt nicht abzugsfähig.
Unternehmer haben bei betrieblich veranlassten Sachzuwen-
dungen und Geschenken die Möglichkeit, eine Pauschalsteuer 
von 30 % zzgl. Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer zu leisten. 
In diesem Fall stellt die Übernahme der pauschalen Einkom-
mensteuer nach Auffassung des Bundesfinanzhofs ein weiteres 
Geschenk dar. Übersteigt der Wert des Geschenks selbst bzw. 
zusammen mit der übernommenen Pauschalsteuer den Betrag 
von 35 €, unterliegt auch die pauschale Einkommensteuer dem 
Abzugsverbot. Die Finanzverwaltung hat indes mitgeteilt, dass 
sie die übernommene Steuer bei der Prüfung der Freigrenze aus 
Vereinfachungsgründung weiterhin nicht einbezieht.
Die Pauschalierung ist ausgeschlossen, soweit die Aufwendun-
gen je Empfänger und Wirtschaftsjahr oder je Einzelzuwendung 
10.000 € übersteigen. Die Zuwendungen sind dennoch weiterhin 
aufzuzeichnen.
Überdies ist u. a. Folgendes zu beachten:
n 	Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung der Pauscha-

lierung der Einkommensteuer für alle innerhalb eines Wirt-
schaftsjahrs gewährten Zuwendungen einheitlich auszuüben. 
Es ist jedoch zulässig, die Pauschalierung jeweils gesondert 
für Zuwendungen an Dritte (z. B. Geschäftsfreunde und deren 
Arbeitnehmer) und an eigene Arbeitnehmer anzuwenden.

n 	Sachzuwendungen bis 10 € (sog. Streuwerbeartikel) müssen 
nach Auffassung der Finanzverwaltung nicht in die Bemes-
sungsgrundlage der Pauschalierung einbezogen werden. Der 
Bundesfinanzhof sieht dies anders.

n 	Auch bloße Aufmerksamkeiten (Sachzuwendungen aus Anlass 
eines besonderen persönlichen Ereignisses, wie Geburtstag 
bzw. Jubiläum) sind keine Geschenke und gehören daher nicht 
zur Bemessungsgrundlage. Das gilt, sofern der Wert der Auf-
merksamkeit 60 € (inklusive Umsatzsteuer) nicht übersteigt.

Der Unternehmer hat den Zuwendungsempfänger darüber zu 
informieren, dass er die Pauschalierung anwendet. Eine besonde-
re Form ist hierfür nicht vorgeschrieben. Als Folge der Pauschal-
versteuerung durch den Zuwendenden muss der Empfänger die 
Zuwendung nicht versteuern.
Die Norm begründet keine eigenständige Einkunftsart, sondern 
stellt lediglich eine besondere pauschalierende Erhebungsform 
der Einkommensteuer zur Wahl.
Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift sollte in Einzelfällen der 
Steuerberater gefragt werden.

Geschenke an 
Geschäftsfreunde

Ein Arbeitgeber gewährte seinen Mitarbeitern monatlich 
Sachprämien, die dieser bei einem Unternehmen für 
jeweils 43,99 € zuzüglich einer Versand- und Handling-
pauschale von 6 € bestellte. Das Finanzamt rechnete die 
Pauschale dem Wert der Sachzuwendungen hinzu. Weil 
dadurch die 44-€-Freigrenze überschritten war, erließ es 
gegen den Arbeitgeber einen entsprechenden Lohnsteuer-
Nachforderungsbescheid.
Der Bundesfinanzhof stellte fest, dass die Versand- und 
Handlingkosten nicht zum Endpreis gehören, mit dem der 
Sachbezug zu bewerten ist. Vielmehr handelt es sich dabei 
um einen weiteren Sachbezug, sofern auch der Arbeit-
nehmer diese Kosten aufwenden müsste. Ist der Versand 
folglich als eigenständige Leistung ausgewiesen und nicht 
bereits im Einzelhandelsverkaufspreis enthalten, tritt der 
geldwerte Vorteil aus der Lieferung bei der Berechnung 
der 44 €-Freigrenze zum Warenwert hinzu.
Im entschiedenen Fall sah es das Gericht zudem als un-
wahrscheinlich an, dass bei den verschiedenen Sachprä-
mien stets der gleiche abgerechnete Betrag von 43,99 € 
den jeweiligen Marktpreis darstellte. Für die Bewertung 
des Sachbezugs ist daher im Weiteren der niedrigste 
Einzelhandelsverkaufspreis festzustellen.

Berücksichtigung von Versandkosten 
bei der 44-€-Sachbezugsfreigrenze
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Das Niedersächsische Finanzgericht hat entschieden, dass die 
einmalige Zuzahlung eines Arbeitnehmers zur Anschaffung eines 
ihm auch zur Privatnutzung überlassenen Dienstwagens gleich-
mäßig auf die Nutzungsdauer des Kraftfahrzeugs zu verteilen 
ist. Die Zuzahlung mindere den monatlichen geldwerten Vorteil, 
wenn zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Dauer der 
Nutzungsüberlassung ausdrücklich vereinbart wurde.
Nach Auffassung der Finanzverwaltung kann die Zuzahlung 
im Zahlungsjahr auf den privaten Nutzungswert des Fahrzeugs 
angerechnet werden. Danach verbleibende Zuzahlungsbeträge 
können entsprechend in den darauf folgenden Kalenderjahren 
angerechnet werden.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

In vielen Unternehmen steht die Weihnachtsfeier am Ende des Jahrs vor 
der Tür. Bis zu zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr können für Mitar-
beiter steuer- und sozialversicherungsfrei ausgerichtet werden. Dies gilt, 
soweit die Kosten den Betrag von 110 € je Betriebsveranstaltung und 
teilnehmendem Arbeitnehmer nicht übersteigen. Es handelt sich hierbei 
um einen Freibetrag. Wird die Wertgrenze überschritten, muss folglich nur 
der übersteigende Teil versteuert werden. Darüber hinaus ist Folgendes 
zu beachten:
n Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, wenn es sich um eine Veranstaltung   
auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem Charakter handelt, z. B. 
Betriebsausflüge oder Weihnachtsfeiern.

n 	Die Veranstaltung muss allen Angehörigen des Betriebs, eines Teilbetriebs oder einer in sich geschlossenen betrieblichen Orga-
nisationseinheit (z. B. einer Abteilung) zugänglich sein.

n 	Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveranstaltung sind alle Aufwendungen des Arbeitgebers inklusive Umsatzsteuer. Es spielt 
keine Rolle, ob die Aufwendungen einzelnen Arbeitnehmern individuell zurechenbar sind oder es sich um einen rechnerischen 
Anteil an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeitgeber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der 
Betriebsveranstaltung aufwendet (z. B. Raummieten oder Kosten für einen Eventplaner; auch Kosten für Begleitpersonen des 
Mitarbeiters müssen berücksichtigt werden).

n 	Soweit solche Zuwendungen den Betrag von 110 € je Betriebsveranstaltung und teilnehmenden Arbeitnehmer nicht übersteigen, 
bleiben sie beim Arbeitnehmer steuerlich unberücksichtigt.

n 	Übersteigen die Kosten je Betriebsveranstaltung den Freibetrag von 110 € und/oder nimmt ein Arbeitnehmer an mehr als zwei 
Betriebsveranstaltungen teil, sind die insoweit anfallenden zusätzlichen Kosten steuerpflichtig.

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal mit 25 % versteuern. Voraussetzung hierfür ist, dass die Veranstaltung allen 
Arbeitnehmern offensteht. Etwaige Geldgeschenke, die zwar im Rahmen einer Betriebsveranstaltung gemacht werden, aber kein 
zweckgebundenes Zehrgeld sind, unterliegen nicht der Pauschalierungsmöglichkeit.
Hinweis: Nach einem aktuellen Urteil des Finanzgerichts Köln gehen Absagen zur Weihnachtsfeier steuerlich nicht zulasten der 
feiernden Kollegen. Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Behandlung von Aufwendungen für 
Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen

Firmenfeier

Ein Vertriebsleiter vermietete die Einliegerwohnung in seinem 
selbst bewohnten Haus als Homeoffice an seinen Arbeitgeber. 
Der Mietvertrag war an den Arbeitsvertrag des Vertriebsleiters 
gebunden. In seiner Einkommensteuererklärung machte er 
einen Werbungskostenüberschuss (Verlust) aus Vermietung 
und Verpachtung von rund 30.000 € geltend. Ein Großteil der 
Kosten entfiel auf die behindertengerechte Renovierung des 
Badezimmers der Einliegerwohnung. Diese berücksichtigte das 
Finanzamt nicht.
Der Bundesfinanzhof stellte klar, dass in diesem Fall eine Ver-
mietung zu gewerblichen Zwecken vorliegt. Anders als bei der 
Vermietung von Wohnungen ist bei der Vermietung von Ge-
werbeimmobilien jedoch nicht typisierend davon auszugehen, 
dass der Vermieter beabsichtigt, einen Einnahmenüberschuss zu 
erzielen. Vielmehr ist bei der Vermietung von Gewerbeimmobilien 
die Einkünfteerzielungsabsicht durch eine einzelfallbezogene 
Überschussprognose zu prüfen. Nur wenn diese insgesamt zu 
einem positiven Ergebnis führt, ist das Mietverhältnis steuerlich 
anzuerkennen und die Werbungskosten können in der beantrag-
ten Höhe abgezogen werden.

Hinweis: Damit widerspricht der Bundesfinanzhof 
dem Bundesministerium der Finanzen, das auch 
bei der Vermietung eines im Haus oder der Woh-
nung des Arbeitnehmers gelegenen Büros an den 
Arbeitgeber typisierend von einer Einkünfteerzie-
lungsabsicht ausgeht.

Werbungskosten für das an den 
Arbeitgeber vermietete Homeoffice

Verteilung der einmaligen Zuzahlung 
eines Arbeitnehmers zu den 
Anschaffungskosten 
eines zur  
Privatnutzung 
überlassenen 
betrieblichen Kfz


